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Sachverhalt

Die vorliegende Beschwerde wurde von den drei deut-
schen Gewerkschaften Beamtenbund und Tarifunion 
(dbb), Marburger Bund – Verband der angestellten und 
beamteten Ärztinnen und Ärzte Deutschlands und der 
Gewerkschaft Deutscher Lokomotivführer (GDL) sowie von 
zwei Mitgliedern der GDL erhoben. 

Ein Unternehmen kann mit unterschiedlichen 
Gewerkschaften, die seine Mitarbeiter vertreten, mehre-
re Tarifverträge abschließen, die sich auf Arbeitnehmer 
im selben Betrieb beziehen. Dies kann zu Konflikten 
zwischen Tarifverträgen führen, wenn diese abwei-
chende Bestimmungen für Arbeitnehmer in ähnlichen 
Positionen enthalten. Zur Lösung dieses Problems 
erließ der Gesetzgeber am 3.7.2015 das Tarifeinheitsge-
setz (TEG), mit dem insb ein neuer § 4a in das Tarifver-
tragsgesetz (TVG) eingeführt wurde. Demnach sind in 
einem Betrieb im Fall kollidierender Tarifverträge nur 
die Rechtsnormen des Tarifvertrags derjenigen Gewerk-
schaft anwendbar, welche die meisten in einem Arbeits-
verhältnis stehenden Mitglieder hat (Mehrheitstarifver-
trag). Die anderen Tarifverträge werden unanwendbar. 
Jene Gewerkschaft, deren Tarifvertrag unanwendbar 

wird, hat einen Anspruch auf Abschluss eines Tarifver-
trags, der die Bestimmungen des Mehrheitstarifver-
trags enthält (»Nachzeichnung«). Außerdem muss der 
Arbeitgeber im Fall von Tarifverhandlungen alle in sei-
nem Unternehmen vertretenen Gewerkschaften infor-
mieren und ihnen Gelegenheit geben, ihre Forderun-
gen vorzubringen. Daneben wurden mit dem TEG § 2a 
Abs 1 Z 6 und § 99 Arbeitsgerichtsgesetz (ArbGG) einge-
führt, die das Verfahren zur Bestimmung des in einem 
Betrieb anwendbaren Mehrheitstarifvertrags regeln. 

Aufgrund einer Beschwerde des ErstBf und des Zweit-
Bf erklärte das BVerfG in einem Leiturteil vom 11.7.2017 
(1 BvR 1571/15 ua) das TEG für weitgehend mit dem GG 
vereinbar. § 4a TVG wurde nur insoweit für unverein-
bar mit der durch Art 9 Abs 3 GG garantierten Gewerk-
schaftsfreiheit erklärt, als die Berücksichtigung der 
Interesse n der Berufsgruppen, deren Tarifvertrag ver-
drängt wird, nicht sichergestellt war. Die von den übri-
gen Bf erhobenen Beschwerden wurden vom BVerfG 
unter Verweis auf dieses Leiturteil am 10.8.2017 nicht 
zur Behandlung angenommen (1 BvR 1803/15). 
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Vorrang des von der mitgliederstärksten Gewerkschaft 
abgeschlossenen Tarifvertrags 
Beamtenbund und Tarifunion ua gg Deutschland, Urteil vom 5.7.2022, Kammer III, 815/18 ua
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Rechtsausführungen

Die Bf behaupteten eine Verletzung von Art 11 EMRK 
(hier: Gewerkschaftsfreiheit).

I. Verbindung der Beschwerden

(34) Angesichts ihres ähnlichen Gegenstands erachtet 
es der GH als angemessen, die Beschwerden in einem 
einzigen Urteil zu behandeln (einstimmig). 

II. Zur behaupteten Verletzung von Art 11 EMRK

(35) Die Bf brachten vor, die umstrittenen Bestimmun-
gen des TEG würden ihr Recht auf Gewerkschaftsfrei-
heit verletzen, das ein Recht auf Kollektivverhandlun-
gen einschließe [...].

1. Zulässigkeit

(38) Mit Inkrafttreten des umstrittenen Gesetzes und 
dem Urteil des BVerfG vom 11.7.2017 mussten die bf 
Gewerkschaften dem Ziel dieser Gesetzgebung entspre-
chend ihre Tarifverhandlungspolitik und möglicher-
weise auch ihre Organisationsstruktur ändern, um die 
Unanwendbarkeit zukünftiger, von ihnen ausgehan-
delter Tarifverträge zu verhindern [...]. Die bf Gewerk-
schaften sind daher, ebenso wie die bf Gewerkschafts-
mitglieder, in deren Interesse die Gewerkschaften ihre 
Tarifverhandlungsstrategien verfolgten und anpass-
ten, Mitglieder einer Gruppe, die Gefahr läuft, von der 
umstrittenen Gesetzgebung direkt betroffen zu sein. 
Alle Bf können daher behaupten, Opfer der geltend 
gemachten Konventionsverletzung zu sein.

(39) Der GH stellt weiters fest, dass diese Beschwer-
de weder offensichtlich unbegründet noch aus einem 
anderen [...] Grund unzulässig ist. Sie muss daher für 
zulässig erklärt werden (einstimmig).

2. In der Sache
a. Zum Vorliegen eines Eingriffs

(51) [...] Die umstrittenen Bestimmungen des TEG [...] 
können die völlige Unanwendbarkeit eines zwischen 
einer Gewerkschaft und einem Arbeitgeber abgeschlos-
senen Tarifvertrags nach sich ziehen, wenn ein kolli-
dierender Tarifvertrag – der zumindest teilweise abwei-
chende Bestimmungen über Arbeitsbedingungen 
enthält und sich in räumlicher, zeitlicher, betrieblich-
fachlicher und persönlicher Hinsicht mit dem Tarifver-
trag der Minderheitsgewerkschaft überschneidet – von 
einer anderen Gewerkschaft abgeschlossen wurde, die 
in dem Betrieb des betroffenen Unternehmens mehr 
Mitglieder hat. Zudem können Gewerkschaften auf-
grund von § 2a Abs 1 Z 6 und § 99 ArbGG [...] verpflich-

tet sein, die Zahl ihrer Mitglieder in einem Betrieb und 
damit ihre Stärke im Fall eines Arbeitskampfs offenzu-
legen, damit die Mehrheitsgewerkschaft ermittelt wer-
den kann. Diese Bestimmungen greifen in das durch 
Art 11 Abs 1 EMRK garantierte Recht der Bf ein, Gewerk-
schaften zu gründen und ihnen beizutreten, das ein 
Recht sowohl der Gewerkschaften als auch ihrer Mit-
glieder einschließt, Kollektivverhandlungen mit dem 
Arbeitgeber zu führen. 

b. Zur gesetzlichen Grundlage

(52) Die rechtliche Grundlage des Eingriffs [...] war aus-
reichend präzise formuliert, um es den betroffenen 
Personen zu ermöglichen, ihr Verhalten entsprechend 
anzupassen, und daher in ihrer Anwendbarkeit vorher-
sehbar. [...] Der umstrittene Eingriff war somit iSv Art 11 
Abs 2 EMRK »gesetzlich vorgesehen«. 

c. Zum legitimen Ziel

(53) [...] Es ist legitim, wenn der Gesetzgeber versucht, 
einen fairen Ausgleich zu treffen zwischen dem Ziel 
der Gewährleistung von Frieden und Solidarität in 
einem Betrieb und der uneingeschränkten Freiheit kon-
kurrierender Gewerkschaften, in ein und demselben 
Betrieb gesonderte Tarifverträge auszuhandeln. [...] Die 
umstrittenen Bestimmungen des TEG zielen darauf ab, 
das angemessene und faire Funktionieren des Systems 
von Kollektivverhandlungen sicherzustellen, indem es 
Gewerkschaften, die Arbeitnehmer in Schlüsselpositi-
onen vertreten, daran hindert, zum Nachteil anderer 
Arbeitnehmer gesonderte Tarifverträge auszuhandeln, 
und einen Gesamtkompromiss erleichtert. Sie dienen 
somit dem Schutz der Rechte anderer, nämlich insb den 
Rechten von Arbeitnehmern, die keine Schlüsselpositi-
onen innehaben, und von den sie vertretenden Gewerk-
schaften, aber auch der Rechte des Arbeitgebers. Damit 
verfolgen sie einen legitimen Zweck iSv Art 11 Abs 2 
EMRK.

d. Zur Notwendigkeit des Eingriffs in einer 
demokratischen Gesellschaft

i. Relevante Grundsätze
(54) In Fällen, die sich auf die Freiheit beziehen, eine 
Gewerkschaft zu gründen und sich ihr anzuschließen, 
hängt die Weite des staatlichen Ermessensspielraums 
von der Art und der Reichweite der Einschränkung der 
betroffenen Gewerkschaftsrechte, dem damit verfolg-
ten Zweck und den widerstreitenden Rechten und Inter-
essen anderer Mitglieder der Gesellschaft ab [...]. 

(55) Die Sensibilität der mit der Herstellung eines 
angemessenen Ausgleichs zwischen den Interessen der 
Arbeitnehmer und der Geschäftsführung verbundenen 
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gesellschaftlichen und politischen Fragen und der hohe 
Grad an Abweichungen zwischen den nationalen Sys-
temen auf diesem Gebiet sprechen für einen weiten 
Ermessensspielraum der Mitgliedstaaten bei der Ent-
scheidung, wie sie die Gewerkschaftsfreiheit und den 
Schutz der Arbeitnehmerinteressen von Gewerkschafts-
mitgliedern gewährleisten. [...] 

(56) Zwei Grundprinzipien kennzeichnen das Recht 
auf Vereinigungsfreiheit nach Art 11 EMRK: Erstens 
berücksichtigt der GH die Gesamtheit der Maßnah-
men, die der betroffene Staat im Rahmen seines Ermes-
sensspielraums zur Gewährleistung der Gewerkschafts-
freiheit ergriffen hat. Zweitens akzeptiert der GH keine 
Einschränkungen, die den Wesenskern der Gewerk-
schaftsfreiheit, ohne den diese Freiheit ihres Gehalts 
beraubt würde, beeinträchtigen.

(57) Als wesentliche Elemente des Rechts auf Verei-
nigungsfreiheit wurden in einer nicht erschöpfenden, 
sich weiter entwickelnden Liste bestimmt: das Recht, 
eine Gewerkschaft zu gründen und ihr beizutreten; das 
Verbot von closed-shop Vereinbarungen; das Recht von 
Gewerkschaften zu versuchen, den Arbeitgeber dazu zu 
bringen, sie als Vertreterin ihrer Mitglieder anzuhören; 
und, grundsätzlich, das Recht, Kollektivverhandlungen 
mit dem Arbeitgeber zu führen. 

(58) Der Kern eines freiwilligen Systems von Kollektiv-
verhandlungen besteht darin, dass es einer von einem 
Arbeitgeber nicht anerkannten Gewerkschaft mög-
lich sein muss, Schritte zu setzen, die wenn nötig auch  
Arbeitskampfmaßnahmen umfassen, um den Arbeit-
geber dazu zu bringen, mit der Gewerkschaft Kollektiv-
verhandlungen über Angelegenheiten aufzunehmen, 
die sie als wichtig für die Interessen ihrer Mitglieder 
ansieht. 

(59) Während das Recht, Arbeitskampfmaßnah-
men zu ergreifen, nicht als wesentliches Element 
der Gewerkschaftsfreiheit angesehen wurde, werden 
Streiks eindeutig von Art 11 EMRK als Teil der gewerk-
schaftlichen Aktivitäten geschützt. Das Recht auf Kol-
lektivverhandlungen wurde jedoch nicht dahingehend 
ausgelegt, dass es ein »Recht« auf einen Kollektivvertrag 
einschließt. 

(60) Es steht den Staaten frei, bei der Organisation 
ihres Kollektivverhandlungssystems repräsentativen 
Gewerkschaften – wenn angemessen – einen Sonder-
status einzuräumen. Der GH hat daher eine allgemeine 
Politik der zahlenmäßigen Beschränkung der Organi-
sationen, die bei Kollektivvertragsverhandlungen (for-
mell) beigezogen und mit denen Kollektivverträge abge-
schlossen werden, auf größere Gewerkschaften oder auf 
solche, die repräsentativer für die gesamte Arbeitneh-
merschaft eines Unternehmens sind, als vereinbar mit 
der Gewerkschaftsfreiheit erachtet, wenn die weiteren 
Gewerkschaften auf andere Weise angehört wurden. [...]

ii.  Anwendung dieser Grundsätze auf den 
vorliegenden Fall

(62) [...] Die mit dem TEG verbundene wesentliche Ein-
schränkung besteht darin, dass ein kollidierender Tarif-
vertrag [...], der von einer Gewerkschaft abgeschlossen 
wurde, die nicht die höchste Zahl an Mitgliedern im 
betroffenen Betrieb [...] aufweist, unanwendbar wird.

(63) [...] Die betroffenen Gewerkschaften verlieren 
nicht schlechthin ihr Recht, Tarifverhandlungen zu 
führen – und in diesem Kontext wenn nötig Arbeits-
kampfmaßnahmen zu ergreifen – und Tarifverträ-
ge abzuschließen. § 4a TVG soll Gewerkschaften dazu 
ermuntern, ihre Tarifverhandlungen zu koordinie-
ren. Für den Fall einer fehlenden Abstimmung sieht er 
unterschiedliche rechtliche Folgen betreffend die mit 
dem Arbeitgeber abgeschlossenen kollidierenden Tarif-
verträge vor (indem nur der von der größten Gewerk-
schaft im Betrieb abgeschlossene Tarifvertrag anwend-
bar bleibt). 

(64) [...] Die Reichweite der Einschränkung der 
Gewerkschaftsfreiheit und insb des Rechts auf Kollek-
tivverhandlungen durch die genannte Bestimmung 
ist in mehrfacher Hinsicht begrenzt. Insb haben die 
Gewerkschaften, deren Tarifverträge unabwendbar 
geworden sind, gemäß § 4a Abs 4 TVG in seiner Ausle-
gung durch das BVerfG einen Anspruch auf Nachzeich-
nung des gesamten Tarifvertrags der Mehrheitsgewerk-
schaft. Diese Gewerkschaften bleiben daher nicht gegen 
ihren Willen ganz ohne einen Tarifvertrag. 

(65) Zudem behalten Minderheitsgewerkschaften 
nach § 4a Abs 5 TVG das Recht, zum Schutz der Inter-
essen ihrer Mitglieder dem Arbeitgeber ihre Vorstellun-
gen und Forderungen vorzutragen, mit diesem zu ver-
handeln und Tarifverträge abzuschließen. Das BVerfG 
stärkte mit seiner Auslegung dieser Bestimmung die 
Rechte der Minderheitsgewerkschaften, angehört zu 
werden, sogar noch weiter. Es stellte fest, dass die kol-
lidierenden Tarifverträge der Minderheitsgewerkschaf-
ten nicht unanwendbar werden, wenn die gesetzliche 
Pflicht, sie anzuhören, missachtet wurde. Außerdem 
könne ein kollidierender Tarifvertrag gemäß § 4a Abs 2 
TVG nur unanwendbar werden, wenn die Mehrheitsge-
werkschaft die Interessen der Arbeitnehmer einzelner 
Berufsgruppen oder Branchen, deren Kollektivvertrag 
unanwendbar wurde, ernsthaft und wirksam berück-
sichtigt hat. 

(66) Überdies könnten in einem Tarifvertrag einer 
Minderheitsgewerkschaft vorgesehene langfristige Ver-
günstigungen wie Pensionsbeiträge nur unanwendbar 
werden, wenn der Mehrheitstarifvertrag eine vergleich-
bare Vergünstigung vorsieht. Gemäß dem BVerfG ist 
außerdem im Verfahren zur Feststellung der Mehrheits-
verhältnisse im Betrieb nach § 99 ArbGG [...] die Offen-
legung der Mitgliederstärke der Gewerkschaften nach 
Möglichkeit zu vermeiden.
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(67) Angesichts seines Umfangs [...] beeinträchtigt 
der Eingriff in das Recht der Bf auf Kollektivverhand-
lungen kein wesentliches Element der Gewerkschafts-
freiheit, ohne das diese Freiheit ihrer Substanz beraubt 
würde. Wie oben dargelegt wurde (siehe Rn 59), enthält 
das Recht auf Kollektivverhandlungen kein »Recht« auf 
einen Kollektivvertrag. Entscheidend ist, dass Gewerk-
schaften Forderungen erheben können und vom Arbeit-
geber angehört werden, was von den umstrittenen 
Bestimmungen des TVG in der Praxis wirksam gewähr-
leistet wird. Außerdem wurde vom BVerfG ausdrücklich 
klargestellt, dass die umstrittenen Bestimmungen das 
Streikrecht der Minderheitsgewerkschaften [...] nicht 
beschneiden. 

(68) Der GH möchte anmerken, dass er in seiner Rsp 
weitergehende Einschränkungen des Rechts auf Kollek-
tivverhandlungen, wie insb den völligen Ausschluss des 
Rechts von Minderheits- oder weniger repräsentativen 
Gewerkschaften vom Abschluss von Kollektivverträgen, 
als vereinbar mit Art 11 EMRK erachtet hat. 

(69) Der GH erinnert in diesem Zusammenhang 
daran, dass die Weite des Ermessensspielraums des 
Staates auch vom Ziel abhängt, das mit der umstrit-
tenen Einschränkung verfolgt wird, sowie von den 
widerstreitenden Interessen anderer, die unter einer 
uneingeschränkten Ausübung des Rechts auf Kollek-
tivverhandlungen leiden würden. Der GH verweist auf 
seine obige Feststellung, wonach die umstrittenen 
Bestimmungen darauf abzielen, das faire Funktionie-
ren des Systems der Tarifverhandlungen zu gewähr-
leisten, indem es Gewerkschaften, die Arbeitnehmer 
in Schlüsselpositionen vertreten, am Abschluss geson-
derter Tarifverträge zum Nachteil anderer Arbeitneh-
mer hindert und einen Gesamtkompromiss erleichtert. 
Diese Ziele, welche die Rechte der genannten anderen 
Arbeitnehmer und der ihre Interessen vertretenden 
Gewerkschaften, aber auch des Arbeitgebers, schützen, 
müssen insofern als sehr schwerwiegend angesehen 
werden, als sie darauf abstellen, das gesamte System 
der Tarifverhandlungen und damit die Gewerkschafts-
freiheit als solche zu stärken.

(70) Der GH [...] hat wiederholt einen hohen Grad an 
Unterschiedlichkeit zwischen den nationalen Systemen 
im Bereich des Schutzes der Gewerkschaftsrechte fest-
gestellt. Wie sich aus seiner Rsp weiters ergibt, haben 
neben dem belangten Staat auch mehrere andere Staa-
ten Systeme, die in der einen oder anderen Weise den 
Abschluss (anwendbarer) Kollektivverträge auf größere 
oder repräsentativere [...] Gewerkschaften beschränken. 
Das rechtsvergleichende Material [...] bestätigt eben-
falls, dass in den meisten Konventionsstaaten Regeln 
gelten, die eine Anwendung mehrerer kollidierender 
Kollektivverträge verhindern. Rechtssysteme, die es nur 
»repräsentativen« Gewerkschaften erlauben, Kollektiv-
verträge abzuschließen – was restriktiver ist als die im 

vorliegenden Fall umstrittenen Bestimmungen – wur-
den außerdem als mit den einschlägigen Instrumenten 
der ILO [...] und der Europäischen Sozialcharta verein-
bar angesehen. 

(71) Angesichts der oben genannten Elemente [...] 
gelangt der GH zu der Schlussfolgerung, dass der 
belangte Staat hinsichtlich der umstrittenen Einschrän-
kung der Gewerkschaftsfreiheit einen Ermessensspiel-
raum hatte. 

(72) Dieser Ermessensspielraum muss umso mehr 
gewährt werden, als der Gesetzgeber heikle politische 
Entscheidungen treffen musste, um einen angemesse-
nen Ausgleich zwischen den jeweiligen Interessen der 
Arbeitnehmer – einschließlich der konkurrierenden 
Interessen der unterschiedlichen Gewerkschaften – 
und der Geschäftsführung herzustellen. [...]

(73) Im Licht seiner Rsp möchte der GH weiters dar-
auf hinweisen, dass die Tatsache, dass die umstritte-
nen Bestimmungen zu einem Verlust an Attraktivität 
und damit zu einem Rückgang der Mitgliederzahlen 
kleinere r Gewerkschaften, die oft spezifische Berufs-
gruppen vertreten, führen kann, als solche nicht das 
Recht von Gewerkschaftsmitgliedern beeinträchtigt, 
solchen Gewerkschaften beizutreten und weiterhin 
anzugehören [...]. 

(74) Angesichts der obigen Überlegungen gelangt 
der GH zu dem Ergebnis, dass der vorliegende Sachver-
halt keinen ungerechtfertigten Eingriff in das Recht der 
Bf auf Kollektivverhandlungen zeigt, dessen wesentli-
che Elemente sie ausüben können, indem sie ihre Mit-
glieder vertreten und in deren Namen mit den Arbeit-
gebern verhandeln. Da der belangte Staat in diesem 
Bereich einen Ermessensspielraum genießt, der die 
umstrittene n Bestimmungen umfasst, gibt es keine 
Grundlage dafür, diese Bestimmungen als unverhält-
nismäßigen Eingriff in die Rechte der Bf gemäß Art 11 
EMRK anzusehen.

(75) Folglich hat keine Verletzung von Art 11 EMRK 
stattgefunden (5:2 Stimmen; gemeinsames abweichendes 
Sondervotum der Richter Serghides und Zünd).


